
·Di e Bank HS.BC Schweiz hatte eine Reihe 
von kriminellen Kunden in ihren Bü­
chern, wie die Swissleaks-Recherchen 
diese Woche gezeigt haben. Laut Danier 
Thelesklaf, d em Direktor der Anti-Geld­
wascherei-Behêirde von Liechtenstein, 

.ist das· nichts Besonderes: «Finanz­
ermittler haben taglich solche Fiille auf 

. dem Tisch.» Auch in den Kunden­
stãmmen anderer Schweizer Banken 
wü'rde man auf vergleichbare Fãlle 
stossen. Viele Geldinstitute hatten zwar 
inzwischen ihre Kontrollen verscharft. 
Dennoch gebe es · heute noch Banken, 
di e grossen Appetit aufRisiko hãtten, so · 
Thelesklaf. Der Geldwaschereibekãmp­
fer fordert im TA-Interview keine neuen 
Gesetze, sondern ein Umdenlcen in d er 
Praxis: Die Kontrolle von Kunden müsse 
besser auf das kon.lcrete Risiko abge-

.· stimmt werden. Thelesldaf rechnet da­
mit, dass es weitere.Skandale geben wird. 

JYiittlerweile wurde publik, dass sich 
die britische Regierung intensiy mit der · 
Verknüpfung der Banlc HSBC mit ihrer 
Tcichtergesellschaft HSBC Schweiz be­
schãftigen wird. Gemãss einem Bericht 
der BBC soll dabei insbesondere unter­
•sucht werde:n, ob britische Bürger über 
diese Verbindung Steuerbetrug begah­
gen ha ben. (ms/TA) 

vedetzten. türldschen. Demonstran.tin. fu Istanbul 2014. Foto: Bulent IG!ic (Reuters) Interview Seite 35, Bericht Seite 25 
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Obama bittet Kongress um meiu 
Befugnisse im JKampf gegen IS-Miliz 
Sechs Monate na eh Beginn d er Bomben­
abwürfe auf die Terroristen des Islami­
schen Staats (IS) im Irak und spãter in 
Syrien hat US-Prãsident Barack Obama 
gestern den Kongress um eine Bewilli­
gung der Kampfhandlungen ersucht. 
Der laufende Krieg soll damit legitimer 
werden. -Sei te 5 

Gericht sí:oppí: eine Millionenvergabe 
d er Bundesverwaltung 

- Eine Ostschweizer Informatikfirma hat 
wegen Fehlern bei der Vergabe eines 
Grossauftrags gegen die Bundesverwal­
tung gelclagt und hat vor Gericht recht 
erhalten. Mit dem Urteil verzõgert sich 
die Inbetriebnahme eines neuen Such­
systems für die Internetsites der Ver­
waltung. - Seite 6 

1!3 Millionen Tonnen J!l'lastikmüll 
landenjedesjahr im Meer 

/ Geldfür ungelernte 
Arbeitslrrãfte 

Ein Team vofl der University of Georgia 
hat berechnet, wie viel Plastilcmüll welt­
weit durch schlechtes Abfaiimanage­
ment vom Land in die Meere gelangt: 

. 12,7 Millionen Tonne,n. Dieser Zivilisati­
onsabfall wird Tieren zum Verhãngnis. 
Sie verwechseln die Kunststoffstücke 
mit Nahrung un d ersticlcen. - Seite 34 

Credit Suisse verstarkt Kapitalpuffe1· 
olme Dividendenl<ürzungen 
Statt wie erwartet die Dividenden zu 
lcürzen, hãlt die Credit Suísse an einer 
Ausschüttung von 0.70 Franken pro Ak­
tie fest. Konzernchef Brady Dougan 
lconnte die Investoren gestern davon 
überzeugen, dass die Grossbank ihre 
Kapitalpuffer auch ohne Divide~den- · 
verzicht verstãrken kann. - Seite 37 
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Die Parteien sind sich einig: Weibliéhe, 
ãltere und ungelernte Arbeitnehinende 
sin d d er Schlüssel für di e Umsetzung d er 
Masseneinwanderu11gsinitiative · inner­
halb der Schweiz. Damit die Wirtséhaft 
weniger auslandische Arbeitskrãfte 
braucht, sollen diese Gruppen stãrkerge­
fêirdert werden. Do eh das vom Bundesrat 
angeschlagene Tenipo für die Fachkrãfte­
initiative ist v:lelen Par}amentariern zu 
Iangsam. Konkrete Massnahmeri fehlten, 
kritisieren Politiker von links bis rechts. 
Gestern hat die Éildungskommíssion des 
Nationalrats nun eine eigene Mass­
nahme verabschiedet: Der Staat soll 
Erwachsenen ~hne Berufslehre di e Aus­
bildung finanzieren. (bua) - Seite 7 
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Di e Fachkrafteinitiaüve des Bundesrats geht vielen PoUtikern zu langsam v o ran. . 
N un macht di e BHdungskommissJi.on mit eigenen Ideen für ungelernte Arbeitskrafte vorwarts. 

A11ja B1.11rri 
Be r n 

Es gibt einen Punkt, bei dern sind sich 
Befürworter und Gegner der Massenein­
wanderungsinitiative einig: Wird die Zu­
wanderung begrenzt, rnuss die Schwei­
zer Wirtschaft das Potenzial d er inlãndi­
schen Arbeitskrãfte besser nutzen. Dazu 
gehõren Frauen, ãltere Arbeitnehrnende 
und Ungelernte. Letztere Gruppe ist mit 
über 600 000 Personen, die weder eine 
Berufslehre noch eine Matura abge­
schlossen haben, gross. 

Wirtschaftsminister Johann Schnei­
der-Arnrnann kündigte am Mittwoch er­
neut Massnahrnen an, die es diesen Er­
wachsenen erleichtern sollen, einen Be­
rufsabschluss nachzuholen. Bloss: Kon­
krete Plãne sind bis jetzt noch nicht õf­
fentlich geworden. Das ãrgert Parlarnen­
tarier von d'er SP bis zur SVP. «Wieder 
und wieder werden Massnahrnen ange­
tõnt. Doch auf dern Tisch. liegt irnrner 
noch nichts», sagt SVP-Nationalrat Felix 
Müri (LU). Er hat deshalb vor einigen Mo-

. naten in Kooperation rnit SP-Stãnderãtin 
Anita Fetz (BS) zwei Vorstõsse lanciert -
j e einen irn National- un d irn Stãnderat. 
Die beiden fordern einen Fonds, aus dern 
den Erwachsenen eine Lehre finanziert 
werden kõnnte. Die Ausbildung soll kos­
tenlos sein, und die Lernenden sollen 
wãhrend der intensiven Prüfungsvorbe­
reitungsphase Erwerbsersatz erhalten. 

Gestern hat die Bildungskornrnission 
des Nationalrats (WBK) Müris parlarnen­
tarische Initiative rnit 14 zu 4 Stirnrnen 
bei 7 Enthaltungen überwiesen. Vorbe­
halte kamen vor allern vonseiten der 
FDP und Teilen der SVP. Auch das Staats­
sekretariat fÜr Bildung, Forschung und 
Innovation (SBFI) hatte den Vorstoss zur 
Ablehnung ernpfohlen. Die Fragen rund 
urn die berufliche Grundbildung der Er­
'wach.senen würden bereits urnfassend 
angegangen, schreibt es in einer Notiz 
an die Parlamentarier. 

WaJrten bis 2017 
Alles, was zusãtzliches Geld kostet, rnuss 
aber noch bis zurn Jahr 2017 warten: 
Denn die Massnahrnen sollen rnit dern . 
Bildungskredit für die Jahre 2017 bis 
2020 finanziert werden. Für die soge­
nannte BFI-Botschaft lãuft hinter d en Ku-
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über 600 000 Personen in dler Schweiz halben kei.ne Benufslehre oder Ma tura abgeschl.ossen. Foto:Christian Beutler (Keystone) 

Den Handlungsbedarf sehen nicht 
nur Politiker, sondern auch Wissen­
schaftler. «Die Hürden für einen spãten 
Lehrabschluss sind heute sehr gross>>, 
sagt Markus Maurer, Professor für Be­
rufspãdagogik an der Pãdagogischen 
Hochschú.le Zürich. Eine erwachsene 
Person kõnne es si eh zurn Beispiel kaum 
leisten, für einen Lehrlingslohn zu ar-

Arbeitsmarkt 

l 

beiten. Aus der Sicht Maurers rnüsste die 
Berufslehre für Erwachsene zudern fle­
xibler sein und vor allern auch die 
einschlãgige Berufserfahrung der Arbei­
tenden stãrker berücksichtigen. Oft 
wüssten die Leute schon viel über den 
Beruf, aber ihnen fehlten die sprachli­
chen Kornpetenzen, um den Schulstoff 
zu bewãltigen. In diesem Bereich brau-

che es also zusãtzliche Unterstützung. 
Maurer, der an einern Buch zurn Therna 
arbeitet, sieht grosses Potenzial zurn 
Beispiel für die Bau- oder Gastrobran­
che, wo traditionell viele Ungelernte ar­
beiten. Es liefen in verschiedenen Bran­
chen Bernühungen. Mithilfe von An­
schubfinanzierungen durch den Bund 
kõnnte aber noch rnehr geschehen. 

Schneider-Ammanns «magere» Vorschlãge 
Der Bundesrat wiU, dass 
mehr Arbeitskrafte im Inland 
rekrutiert werden. Wie das 
zu errekhen ist, bleibt unldar. 

Marlluns Brotsclhi 
Bern 

Wirtschaftsrninister Jbhann Schneider­
Arnrnann kündete arri MittwÓch zusãtz­
liche Massnahrnen zur Rekrutierung in­
lãndischer Arbeitskrãfte an. Bei nãherer 
Betrachtung erweisen sich allerdings 
wenige dieser Begleitrnassnahrnen als 
neu- rnit Ausnahrne der vorzeitigen Pu­
blikation von Stelleninseraten des Bun­
des .bei den Regionalen Arbeitsverrnitt­
lungszentren (RAV). Künftig wird der 
B un d sein e offenen Stellen d en RA V fünf 
Tage irn Voraus bekannt geben, urn die 
Chancen der Arbeitslosen zu erhõhen. 

rnit der Masseneinwanderungsinitiative 
und sind bereits lãnger in Arbeit. So gibt 
es die von Schneider-Arnrnann erwãhnte 
Vorgabe des Bundes, 2 Prozent der Stel­
len rnit behinderten Menschen zu beset­
zen, schon seit rnehrerenJahren. Festge­
halten ist dies in der Personalstrategie 
des Btindes. Ende 2013betrug der Anteil 
1,4 Prozent. Und die von Schneider­
Arnmann angeführte Revision der Inva­
lidenversicherung (IV) hat keinen direlc­
ten Zusarnrnenhang rnit der Massenein­
wanderungsinitiative. Die Revision dient 
der Sanierung der IV. Auch die erwãhnte 
Behindertengleichstellungsstrategie hat 
das Departernent Berset bereits in Ar­
beit. Einen direkten Zusarnrnenhang zur. 
SVP-lnitiative gibt e~ au eh hier nicht. 

2020) entscheiden. Klargestellt hat der 
Bundesrat arn Mittwo.ch nur, dass eine 

· weitere Aufstoclcung der Medizinstudi­
enplãtze nicht zulasten anderer Studien­
richtungeri gehen darf. Wie Ãrzte und 
das Pflegepersonal zur Erhõhung ihrer 
Teilzeitpen·sen rnotiviert werden sollen, 
ist ebenfalls unldar. Un d rnit welchen zu­
sãtzlichen Massnahrnen Flüchtlinge un d 
vorlãufig Aufgenornrnene bdser in den 
Arbeitsrnarkt integriert werden, liess 
Schneider-Amrnann weitgehend offen. 

Der Arbeitnehrnerverband Travail­
suisse. hãlt die prãsentierten Massnah­
rnen denn au eh für <<mager». Dafür, das s 
seit Annahrne der SVP-Initiative ein}ahr 
verstrichen sei, sei wenig herausgekorn­
men, sagt Gabriel Fischer, zustãndig für 
Wirtschaftspolitikbei Travailsuisse. Po­
sitiv sei die vorzeitige Meldung der Bun­
desstellen an di e RA V. Wichtiger wãre 
die vorzeitige Publikation aber bei ande­
ren Arbeitgebern, di e wesentlich stãrker 
Personal irn Ausland rekrutierten als die 

· Naclhrh:hten 

Unfallversicherung 
Suva darfTaggelder 
für einen Dirt-Bil{er }{ürZeJ 
Die Suva hat einern Strassenbau€ 
sich das Handgelenlc beirn Dirt· 
gebrochen hatte, die Taggelder u 
Hãlfte reduziert. Gernãss Bundesg 
ist di.es rechtens, weil der Versit 
ein Risiko eingegangen ist, das si d 
auf ein vernünftiges Mass redu: 
lãsst. Darnit fãllt das Dirt-Biken, b1 
chern alcrobatische Sprunge rni' 
Fahrrad gemacht werden, in die g 
Kategorie wie Autobergrennen, l 
radrennen, Boxwettkãrnpfe, ~ 
flying oder Basejurnping. Das B1 
gericht g eh t davon aus, das s di ese 
arten rnit grossén Gefahren.für Le 
Le ben verbunden sind. Das Risikr 
sich nicht auf ein kalkulierbares l 
senken. (SDA) 

Gleichstellungsgesetz 
Behindertengerechter ÕV 
kommt schleppend voran 
Der ôffentliche Verkehr rnuss ~ 
Behindertengleichstellungsgese1 
2024 d en Bedürfnissen behindertE 
schen angepasst werden. Bei der · 
zung hapert esjedoch, vvie der B 
rat na eh der Halbzeit d er 20-jãhrig 
setzungsfrist feststellt. Die Arbei1 
Anpassung der Anlagen rnüsst 
schleunigt werden, schreibt er iJ 
Antwort auf eine Interpellation ; 
tionalrat Christian Lohr (CVP, TG; 

Gesundheit 
Bundesrat engagiert sich 
für Schulobst-Programm4 
D er Bundesrat will sich dafür ein 
dass Kinder ausreichend Obst u 
rnüse essen. Er ist daher bereit, d 
tone bei der Einführung von Scb 
Prograrnrnen zu unterstützen. Ei 
sprechende Motion ernpfiehlt er 
nahrne. Früchte und Gemüse S€ 
wichtiger Bestandteil einer ausg 
nen Ernãhrung. Trotz Bernühun 
der Früchte- und. Gerríüsekonsu 
seitjahren rücklãufig. (SDA) 

Steuerausfalle 
Stãdteverband lelmt 
CVP-Familienin.itiative 

· Der Vorstand des Schweizerisch1 
teverbands empfiehlt dern Voll<; ( 
Familieninitiative abzulehnen. B 
Annahrne wãren die SteuerausJ 
viele Stãdte und stãdtische Gen 
finanziell kaurn verkraftbar. ZwaJ 
das Volksbegehren ein nachvol 
res Anliegen auf, schrieb der. 1 

gestern in einer Mitteilung. Wege 
erwartenden Steuerausfãlle wã1 
andere Massnahmen der bisher 
milienpolitik infrage gestellt. Di 
tive verlangt, dass Kinder- und 
dungszulagen steuerfrei sind. (S 

Korrek·t 

KarJin ~(ellller-Sutter 

. lissen seit Monaten ein regelrechter Ver­
teilungskarnpf- es wird unmõglich s.ein, 
alle Forderungen zu berücksichtigen. 
Und arn Ende muss das Parlament den 
Kredit absegnen. «Bis dann ist es zu 
spãt», sagt Anita Fetz. Si e rechnet darnit, 
dass auch die Bildungskornrnission des 
Stãnderats den Fonds für die Nachholbil­
dung gutheissen wird. Darnit der Fonds 
irn Parlament eine Chance hat, schlagen 
Müri und Fetz für den Bund eine kosten­
n:eutrale Finanzierungvor: Der Bund soll 
wãhren.d vier Jahren hõçhstens SO Mii· 
lionen Franken pro Jahr zur Verfügung 
stellen, die Kantone insgesarnt hõchs­
tens 33 Millionen pro Jahr. Der Bund soll 
das Geld áus dern bereits bestehenden 
Fonds für innovative Projekte der Berufs­
bildung nehrnen. Dieser wird ni eh t rnehr 
ausgeschõpft: Im Jahr 20.13 blieben 
35 Millionen Franken liegen. 

Die restlichen Begleitrnassnahmen 
haben keinen direkten Zusarnmenhang 

Wenig konkret sind die Massnahrhen 
zur Rekrutierung von rnehr rnedizini­
schern Personal irn Inland. O b zu den bis 
2017 bereits beschlossenen zusãtzlichen 
300 Studienplãtzen für Medizin weitere 
dázulcornrnen, wird der Bundesrat erst 
rnit dern nãchsten Bildungskredit (2017- Bundesverwaltung. 
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Irn Portrãt über Karin Keller-Su1 
Mittwoch ist dem ~<Tages-Anzei 
der ein Fehler unterlaufen. Die ~ 
Stãnderãtin ist zwar Prãside1 
Swiss Retail Federation, sitzt i 
Funktion aber nicht irn Vorst; 
Economiesuisse, wie es im TeJI 
Ücherweise geheissen hatte. (TA 

Wie steuerehrlich slnd di e Schweizer? Der Bu11desrat will eine Ant~ort 

Di e Regierung brÚ:ht ein Tabu: 
Si e mõchte das Ausmass 
der Steuerhinterzliehung 
untersuchen lassen. 

i!ll11»ris II<Ueck 
Be r n 

53 jahre ist es her, dass sidi der Bundes­
rat letztmals atisführlich mit der Steuer­
hinterziehung in der Schweiz beschãftigt 
hat. Mit 268 bis 346 Millionen Franken 
bezifferte die Landesregiéung .den 
Betrag an hinterzogenen Steuern, was 
damals rund 5 Prozent der' Steuer­
einnahrnen entsprach. Im Bericht schlug 
der Bundes~;at harsche Tõne gegenüber · 
den unehrlichen Bürgern an. Er schrieb 
"'Tn.n lti'c-rn.1cvnnc 'Rim~:::~onn11t'7 11nil l-t:=~haiPr 

schreiende Ungerechtigkeit gegenüber 
d en ehrlichen Steuerzahlern». Das Banl<­
geheirnilis begünstige den Betrug, hielt · 
die Regierung fest. Der Aufschrei der 
Banken war gross, das bundesrãtliche 
Mantra ãnderte sich: Di e Steuerrnoral sei · 
hoch, heisst es seither. Parlarnentarische 
Vorstõsse, di e Untersuchungem zur S te u-

. erhinterziehung forderten, wurden stets 
abgelehnt. Irn letzten Oktober hielt das 
Eidgenõssische Finanzdeparternent ge­
genüber der <<Nordwestschweiz» fest: «Es 
liegt in:. d er Natur d er Sa eh e, dass e s zurn 

· Tatbestand der StEmerhinterziehung 
. keine offiziellen Zahlen geben ~<ann.» 

«Fundamental er Pollitiilkbruch» 
Ternpi passati. Der Bundesrat hat einen 

. Meinungsurnschwungvollzogen. Er ernp­
fiehlt ein Postulat von Cédric Werrnuth 

·. (SP. Afi) 7.nr Annahrne. das einen Bericht 

der Schweiz verlangt. Stãrken und 
Schwãchen der verschiedenen Messme­
thoden .sollen dislmtiert und Massnah­
rnen zur Eiildãrnmung des Betrugs evalu­
iert werden. !VIit anderen Worten: Der 
Bundesrat erkennt in der Steuerhinter­
ziehung.ein Problern. Für Werrnuth han­
deit es sich urn einen «fundarnentalen 
Politikbruch». Er vermutet, dass der Be­
richt eine pãdagogische Wirkung haben 
soll. Die Transparenz soll zu einer lang­
fristigen Bewusstseinsãnderung führen:. 
«Das ist wichtig für die anstehenden in­
nenpolitischen Auseinandersetzungen.» 
Der Sozialdernokrat spricht darnit nicht 
zuletzt die Initiative <<]a zum Schutz der 
Privatsphãre» von Nationalrat Thornas 
Matter (SVP, ZH) an. Diese will das Bank­
geheirnnis in der Verfassung verankern 
und zielt auch auf die Verschãrfung des 
Steuerstrafrechts ab. Eines der Argu-

ehrlichkeit - weil Privatsphãre und per­
sõnliche Freiheit geachtet werden. 

Matter sieht dern Bericht <<absolut ge­
lassen» entgegen. Seiner Ansicht nach 
lohnt es sich in der Schweiz nicht, die 
Steuern zu hinterziehen. Ein Grund da­
. für ist die Verrechnungssteuer. Zudern 
verhindere der Lohnausweis, dass das 
Einkornrnen vor dern Staat verschWie­
gen werde. Dennoch ãrgert sich der SVP­
Nationalrat über den Bundesrat. <<Die 
Annahrne des Postulats zeigt, wie links 
die Regierung ist.» 

Studien sind rar 
Zur Steuerhinterziehung gibt es keine 
offizielle Zahlen, dafür Schãtzungen. Sie 
reichen von 5 bis 18 Milliarden Franken. 
Letztere starnrnt von der Berner SP­
Nationalrãtin Margret Kiener Nellen. 
Ihre Berechnung basiert auf d em BrJ.!ttO-

d er Wirtschaftswissenschaftler 
Frey und Lars Feld, dass 23,5 
davon hinterzogen werden. 

Die Okonornen Friedrich S1 
'und Andreas Bühn beziffern di 
hinterziehung auf rund 8 M 
Franken. Ihre Annãherung ba 
der Schattenwirtschaft und 
nahrne, dass die Steuerhinte 
hauptsãchlich durch die l.ndire 
erbelastung und die Selbstst 
quote getrieben wird. Die 61 
betonen indes, dass es sich ur 
Annãherungswerte» handelt. D 
rend bei d er Abschãtzung von ~ 
wirtschaft un d Korruption in dE 
20 Jahren grosse Fortschritt 
wurden, seien Arbeiten zur · S1 
terziehung tar - wegen der se 
Datenlage und der meth1 
Schwierigkeit~?· das micht l 


